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Beschlußempfehlung *) 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
- Drucksache 11/800 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung der arbeitsmarktpolitischen 
Instrumente und zum Schutz der Solidargemeinschaft vor Leistungsmißbrauch 
(Achtes Gesetz zur Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes) 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 11/890 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung der arbeitsmarktpolitischen 
Instrumente und zum Schutz der Solidargemeinschaft vor Leistungsmißbrauch 
(Achtes Gesetz zur Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes) 

A. Problem 

Beide Gesetzentwürfe wollen im Zuge der Neuordnung der Fi-
nanzbeziehungen zwischen Bund und Bundesanstalt folgende 
Aufgaben in die Finanzierungshoheit der Bundesanstalt für Arbeit 
übertragen, um auf diese Weise den Sozialhaushalt zu entlasten 
und die Finanzierung der Einbeziehung der älteren Frauen in die 
Kindererziehungsleistungen zu ermöglichen: 

— Förderung der Berufsausbildung von benachteiligten Jugendli-
chen, 

— Förderungsmöglichkeiten des Bildungsbeihilfengesetzes für 
arbeitslose Jugendliche, 

* Bericht des Abgeordneten Heyenn folgt 
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— Sprachförderung von Aussiedlern, Asylberechtigten und Kon-
tingentflüchtlingen, 

— Künftige Bereitstellung von zusätzlichen Fördermitteln durch 
die Bundesanstalt für Arbeit zur Restfinanzierung von Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen. 

Beide — bis auf einige geringfügige Unterschiede — inhaltsglei-
chen Gesetzentwürfe streben an, das Instrumentarium der Arbeits-
marktpolitik zu ergänzen und verstärkt auf Zielgruppen hin zu 
orientieren, um die Arbeitsmarktpolitik in den Stand zu versetzen, 
weiterhin einen maßgeblichen Beitrag zum Abbau der Arbeitslo-
sigkeit zu leisten. 

Um Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt schneller aus-
zugleichen, sollen die Vermittlungsmöglichkeiten erweitert und 
verbessert werden. 

Um die Solidargemeinschaft in der Arbeitslosenversicherung zu 
schützen, soll der mißbräuchlichen Inanspruchnahme von Leistun-
gen bei Arbeitslosigkeit entgegengewirkt werden. 

Die Arbeitsverwaltung soll durch eine Vereinfachung des Arbeits-
förderungsrechts entlastet werden, um eine noch stärkere Konzen-
tration auf ihre eigentlichen Aufgaben zu ermöglichen. 

B. Lösung 

1. Die Förderung der Berufsausbildung der benachteiligten Ju-
gendlichen wird in das Arbeitsförderungsgesetz übernommen. 
Damit wird das sog. Benachteiligten-Programm auf eine ge-
setzliche Grundlage gestellt; die Bundesanstalt für Arbeit 
übernimmt anstelle des Bundes die Finanzierung. 

2. Die Förderungsmöglichkeiten des Bildungsbeihilfengesetzes 
für arbeitslose Jugendliche werden in das Arbeitsförderungs-
gesetz übernommen. Die Bundesanstalt für Arbeit trägt nun-
mehr anstelle des Bundes ihre Finanzierung. 

3. Die Sprachförderung von Aussiedlern, Asylberechtigten und 
Kontingentflüchtlingen wird in den Katalog des Arbeitsförde-
rungsgesetzes über die Aufgaben der Bundesanstalt für Arbeit 
aufgenommen. Die Bundesanstalt für Arbeit trägt damit an-
stelle des Bundes ihre Finanzierung. Die Höchstförderungs-
dauer wird von acht auf zehn Monate ausgedehnt. 

4. Die Bundesanstalt für Arbeit kann künftig zur Restfinanzie-
rung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen zusätzliche Förder-
mittel anstelle des Bundes bereitstellen, wenn auch das jewei-
lige Land, dem die Arbeit zugute kommt, Fördermittel in ange-
messener Höhe bereitstellt. Die Bundesanstalt für Arbeit über-
nimmt damit anstelle des Bundes die Finanzierung der sog. 
verstärkten Förderung. 

5. Die Bezugsdauer des Überbrückungsgeldes bei Gründung von 
selbständigen Existenzen durch Arbeitslose wird von drei auf 
sechs Monate verlängert. 
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6. Für ältere langfristig arbeitslose Arbeitnehmer kann der Lohn-
kostenzuschuß bis auf 75 v. H. des Arbeitsentgelts erhöht, von 
der Degression des Förderungssatzes abgesehen werden und 
die Dauer der Förderung bis zu acht Jahren betragen. 

7. Arbeitsuchende Nichtleistungsempfänger müssen ihr Arbeits-
gesuch nach Ablauf von drei Monaten ausdrücklich verlän-
gern, sonst werden sie nicht mehr als Arbeitslose geführt. 

8. Das Auftragserteilungsverfahren bei uneigennütziger und un-
entgeltlicher Arbeitsvermittlung wird durch ein Anzeigever-
fahren ersetzt. 

9. Die Bundesanstalt für Arbeit kann der Vermittlungstätigkeit 
Dritter für bestimmte Vermittlungsbereiche mit Auslandsbe-
zug generell zustimmen. 

10. Stellenangebote und Stellengesuche können künftig auch im 
Ton- und Fernsehrundfunk sowie im Bildschirmtextverfahren 
veröffentlicht werden. 

11. Die Grenze kurzzeitiger Beschäftigung wird von 19 Stunden 
auf 18 Stunden wöchentlich gesenkt. 

12. Der Bezug von Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe durch 
Schüler und Studenten wird nach dem Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts neu geregelt. 

13. Die Regelung bei Meldeversäumnissen Arbeitsloser ohne 
wichtigen Grund wird nach dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts um eine Härteregelung ergänzt. 

14. Auslegungsfragen bei der Anwendung der Vorschriften des 
§ 128 AFG über die Erstattungspflicht des Arbeitgebers bei 
Entlassung älterer Arbeitnehmer werden geklärt. 

15. Es wird verdeutlicht, daß Erhöhungen des Arbeitsentgelts, die 
wegen der Beendigung des Arbeitsverhältnisses vorgenom-
men werden, wie sonstige Abfindungen bei der Bemessung 
des Arbeitslosengeldes nicht berücksichtigt werden. 

16. Bei außergewöhnlichen Erhöhungen des Arbeitsentgelts im 
letzten Jahr der Beschäftigung wird der Bemessungszeitraum 
des Arbeitslosengeldes von drei Monaten auf zwölf Monate 
verlängert. 

17. Die Prüfungsrechte der Arbeitsämter gegenüber Bet rieben, 
u. a. zur Feststellung der Richtigkeit von Arbeitsbescheinigun-
gen, werden erweitert. 

18. Der mißbräuchlichen Verlängerung der Dauer des Konkurs-
ausfallgeldes durch Verschleppung des Konkurses im Wege 
der Vorfinanzierung von Arbeitsentgelten wird entgegenge-
wirkt. 

19. Die Regelungen über die Arbeitsamtszuständigkeiten beim 
Kurzarbeitergeld, Schlechtwettergeld und der Produktiven 
Winterbauförderung werden vereinfacht und den Bedürfnis-
sen der Praxis angepaßt. 
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20. Die Schlechtwetteranzeige wird künftig als Verfahrensvoraus-
setzung statt als Leistungsvoraussetzung und nicht mehr als 
tägliche Anzeige, sondern als Sammelanzeige für eine ganze 
Kalenderwoche geregelt. 

21. Bis zum 31. Dezember 1989 kann bei außergewöhnlichen Ver-
hältnissen auf dem Arbeitsmarkt Kurzarbeitergeld auch an 
Arbeitnehmer gewährt werden, die in Unternehmen mit Stahl-
betrieben beschäftigt und zur Vermeidung von Entlassungen 
in besonderen Einheiten zusammengefaßt werden. 

Mehrheitsbeschluß 

Der Ausschuß hat den Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Mitglieder der Frak-
tion der SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN angenommen und 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung für erledigt erklärt. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Der Gesetzentwurf hat für den Bund und die Bundesanstalt für 
Arbeit folgende finanzielle Auswirkungen (Be- (+)/Entlastung (—) 
— Mio. DM) : 

1988 	1989 	1990 	1991 

Bundesanstalt für Arbeit 	+950 +880 +811 +732 
Bund 	 —901 —869 —867 —847 

Länder und Gemeinden können durch die Einführung von Vor-
schriften zum Leistungsmißbrauch in Einzelfällen bei der Sozial-
hilfe belastet werden. Die Höhe der Belastung ist geringfügig. Sie 
läßt sich jedoch nicht beziffern. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Ergänzung der arbeitsmarktpolitschen Instrumente und zum Schutz 
der Solidargemeinschaft vor Leistungsmißbrauch (Achtes Gesetz zur Änderung 
des Arbeitsförderungsgesetzes) — Drucksache 11/800 — 

in  der aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzuneh-
men, 

2. den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Ergän-
zung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente und zum Schutz der Solidarge-
meinschaft vor Leistungsmißbrauch (Achtes Gesetz zur Änderung des Arbeitsför-
derungsgesetzes) — Drucksache 11/890 — 

für erledigt zu erklären, 

3. folgende Entschließung zu fassen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, eine redaktionelle 
Neufassung des Arbeitsförderungsgesetzes vorzulegen, in der ausschließlich ge-
schlechtsneutrale Funktionsbezeichnungen, Berufsbezeichnungen etc. enthalten 
sind. 

Bonn, den 11. November 1987 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Egert 

Vorsitzender 

Heyenn 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Ergänzung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente 
und zum Schutz der Solidargemeinschaft vor Leistungsmißbrauch 
(Achtes Gesetz zur Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes) 
- Drucksache 11/800 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung 
der arbeitsmarktpolitischen Instrumente 
und zum Schutz der Solidargemeinschaft 
vor Leistungsmißbrauch (Achtes Gesetz 

zur Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes) 

Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner Mitglie-
der und mit Zustimmung des Bundesrates das fol-
gende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Arbeitsförderungsgesetz 

Das Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969 
(BGBl. I S. 582), zuletzt geändert durch . . ., wird wie 
folgt geändert: 

1. § 13 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „sowie die Be-
kanntgabe von Stellenangeboten und Stellen-
gesuchen im Ton- und Fernsehrundfunk" ge-
strichen. 

b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Druck-
schriften" die Worte „sowie ihre Bekanntgabe 
im Ton- und Fernsehrundfunk und durch 
Bildschirmtext" eingefügt und das Wo rt 

 „wird" durch das Wort „werden" ersetzt. 

2. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„ (2) Das Vermittlungsgesuch eines Arbeit-
suchenden, der weder Arbeitslosengeld noch . 

Arbeitslosenhilfe bezieht, wird drei Monate 
geführt. Der Arbeitsuchende kann es erneu-
ern." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3; Satz 1 
erhält folgende Fassung: 

„Die Bundesanstalt soll arbeitslosen Arbeit-
suchenden, die ihr Vermittlungsgesuch er

-

neuern, eine Arbeitsberatung anbieten; im . 

übrigen soll sie Arbeitnehmer, die arbeitslos 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung 
der arbeitsmarktpolitischen Instrumente 
und zum Schutz der Solidargemeinschaft 
vor Leistungsmißbrauch (Achtes Gesetz 

zur Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes) 

Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner Mitglie-
der und mit Zustimmung des Bundesrates das fol-
gende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Arbeitsförderungsgesetz 

Das Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969 
(BGBl. I S. 582), zuletzt geändert durch . . ., wird wie 
folgt geändert: 

1. unverändert 

2. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Das Vermittlungsgesuch eines Arbeit-
suchenden, der weder Arbeitslosengeld noch 
Arbeitslosenhilfe bezieht, wird drei Monate 
bearbeitet. Der Arbeitsuchende kann es er

-

neuern. " 

b) unverändert 
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Entwurf 

gemeldet sind, in Abständen von nicht länger 
als drei Monaten zu einer Arbeitsberatung 
einladen. " 

3. In § 18 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „in jedem 
Einzelfalle" gestrichen. 

4. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„ (3) Eine natürliche Person, die unentgelt-
lich und uneigennützig Arbeitsvermittlung 
ausüben will, hat dies der Bundesanstalt 
schriftlich anzuzeigen; sie gilt für den Zeit-
raum als mit der Arbeitsvermittlung beauf-
tragt, der in der Anzeige angegeben wird. 
Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt; Absatz 2 gilt 
entsprechend. Der Auftrag kann auch aufge-
hoben werden, wenn während eines Zeitrau-
mes von wenigstens einem Jahr keine Ver-
mittlungstätigkeit ausgeübt wurde." 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4; er wird 
wie folgt geändert: 

Nach den Worten „Aufhebung von Aufträ-
gen" werden ein Komma und die Worte: 
„über den Inhalt der Anzeige nach Absatz 3" 
eingefügt. 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

5. § 29 Abs. 4 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Wird die Stellungnahme des zuständigen Or-
gans der Selbstverwaltung eingeholt, bedarf es 
nicht der Anhörung der beteiligten Verbände der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer." 

6. § 31 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Diesem Auftrag dienen auch die Selbstinforma-
tionseinrichtungen zur Berufswahl." 

7. In § 39 Satz 2 Nr. 1 werden nach dem Wort „An-
tragsteller " die Worte „oder der in § 40 c genann-
ten Auszubildenden" eingefügt. 

8. § 40 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,;Die Bundesanstalt gewährt Auszubil-
denden Berufsausbildungsbeihilfen für 
eine berufliche Ausbildung in Bet rieben 
oder überbetrieblichen Ausbildungsstät-
ten sowie für die Teilnahme an nicht den 
Schulgesetzen der Länder unterliegen-
den beruflichen Bildungsmaßnahmen, 
die auf die Aufnahme einer Berufsausbil-
dung vorbereiten oder der beruflichen 
Eingliederung dienen (berufsvorberei-
tende Bildungsmaßnahmen), soweit ih-
nen nach Maßgabe dieses Gesetzes und 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 
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Entwurf 

der Anordnung der Bundesanstalt die 
hierfür erforderlichen Mittel anderweitig 
nicht zur Verfügung stehen." 

bb) In Satz 3 wird das Wort „Maßnahmen" 
durch das Wort „Bildungsmaßnahmen" 
ersetzt. 

b) In Absatz 1 a Satz 1 werden das Wort „Maß-
nahme" durch das Wo rt  „Bildungsmaß-
nahme" und in Absatz 1 b Satz 1 das Wort 
„Maßnahmen" durch das Wort „Bildungs-
maßnahmen" ersetzt. 

9. § 40 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Maß-
nahme " durch . das Wort  „Bildungsmaß-
nahme " ersetzt. 

b) Folgender Absatz 1 a wird eingefügt: 

„ (1 a) In der Zeit vom 1. Januar 1988 bis zum 
31. Dezember 1992 genügt zur Erfüllung der 
Voraussetzung nach Absatz 1 Nr. 1, daß der 
Antragsteller, wenn er bei Beginn der Maß-
nahme das 25. Lebensjahr noch nicht vollen-
det hat und mindestens drei Monate beim Ar-
beitsamt arbeitslos gemeldet war, mindestens 
vier Monate lang eine die Beitragspflicht be-
gründende Beschäftigung ausgeübt hat. Von 
dem Erfordernis der dreimonatigen Arbeitslo-
sigkeit kann abgesehen werden, wenn bis 
zum Zeitpunkt der Erfüllung dieser Voraus-
setzung eine Vermittlung in eine berufliche 
Ausbildungsstelle oder Arbeit nicht zu erwar-
ten ist. Für Teilnehmer an laufenden Maßnah-
men, die vor dem 1. Januar 1993 in die Maß-
nahme eingetreten sind, gilt Satz 1 bis zum 
Ende der Maßnahme." 

10. Nach § 40a werden folgende §§ 40b und 40c 
eingefügt: 

„§ 40b 

In der Zeit vom 1. Januar 1988 bis zum 31. De-
zember 1992 kann die Bundesanstalt Arbeitslo-
sen, die bei Beginn der Maßnahme das 25. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben und minde-
stens drei Monate beim Arbeitsamt arbeitslos ge-
meldet waren, Berufsausbildungsbeihilfen nach 
den §§ 40 und 40a auch für die Teilnahme an 

 nicht den Schulgesetzen der Lander unterliegen-
den 

1. Vorbereitungslehrgängen zum nachträgli-
chen Erwerb des Hauptschulabschlusses 
und 

2. allgemeinbildenden Kursen zum Abbau von 
beruflich schwerwiegenden Bildungsdefizi-
ten 

gewähren. § 40 a Abs. 1 a Satz 2 gilt entspre

-

chend. Gefördert werden können Maßnahmen 
mit einer Dauer von mindestens sechs Wochen 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

9. unverändert 

10. unverändert 
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Entwurf 

und höchstens einem Jahr. Maßnahmen nach 
Nummer 2 dürfen nur gefördert werden, wenn 
die Teilnahme für eine dauerhafte berufliche 
Eingliederung des Arbeitslosen notwendig ist. 

§ 40 c 

(1) Die Bundesanstalt kann Ausbildenden Zu-
schüsse zur Förderung der Berufsausbildung von 
ausländischen Auszubildenden sowie von lern-
beeinträchtigten oder sozial benachteiligten 
deutschen Auszubildenden gewähren, denen 
nach der Teilnahme an berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahmen ohne weitere Förderung 
eine Ausbildungsstelle in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf durch die Bundesanstalt nicht 
vermittelt werden kann. Ausbildungsbeglei-
tende Hilfen nach Absatz 2 Nr. 1 können auch 
für einen Auszubildenden gewährt werden, 
wenn ohne diese Förderung ein Abbruch seiner 
Ausbildung droht. Die Bundesanstalt kann bei 
ausbildungsbegleitenden Hilfen nach Absatz 2 
Nr. 1 von dem Erfordernis der Teilnahme an ei-
ner berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme 
absehen, wenn die Teilnahme für den Erfolg der 
Ausbildung nicht notwendig ist. 

(2) Gefördert werden folgende Maßnahmen im 
Rahmen eines Berufsausbildungsvertrages nach 
dem Berufsbildungsgesetz: 

1. ausbildungsbegleitende Hilfen des ausbil-
denden Betriebes oder eines anderen Trägers, 
soweit sie für einen erfolgreichen Abschluß 
der betrieblichen Berufsausbildung erforder-
lich sind, 

2. das erste Jahr einer Berufsausbildung in einer 
überbetrieblichen Einrichtung, wenn eine 
Ausbildungsstelle in einem Betrieb auch mit 
ausbildungsbegleitenden Hilfen nach Num-
mer 1 nicht vermittelt werden kann, 

3. die Fortsetzung der nach Nummer 2 geförder-
ten Berufsausbildung in der überbetriebli-
chen Einrichtung bis zum Abschluß, wenn 
vorher eine Ausbildungsstelle in einem Be-
trieb auch mit ausbildungsbegleitenden Hil-
fen nach Nummer 1 nicht vermittelt werden 
kann. 

(3) Bei Maßnahmen nach Absatz 2 Nr. 2 und 3 
darf als Zuschuß zur Ausbildungsvergütung 
höchstens ein Betrag bis zur Höhe des Bedarfs-
satzes gewährt werden, der aufgrund von § 40 
der Berufsausbildungsbeihilfe für den Lebensun-
terhalt eines unverheirateten Auszubildenden, 
der das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet hat 
und im Haushalt der Eltern untergebracht ist, 
zugrunde zu legen ist, zuzüglich fünf vom Hun-
dert jährlich ab dem zweiten Ausbildungsjahr. 
Der Betrag erhöht sich um die vom Arbeitgeber 
zu tragenden Beiträge zur gesetzlichen Renten-
versicherung, Krankenversicherung, Unfallver-
sicherung und zur Bundesanstalt. Den Umfang 
der Förderung im übrigen und bei Maßnahmen 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 
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Entwurf 

nach Absatz 2 Nr. 1 bestimmt die Bundesanstalt 
durch Anordnung. " 

10a. In § 44 Abs. 4 Satz 2 wird das Zitat „§ 112 Abs. 2 
Satz 3" durch das Zitat „ § 112 Abs. 1 Satz 2" 
ersetzt. 

11. In § 53 Abs. 3 Satz 2 wird das Zitat „§ 49 Abs. 1 
Satz 2" durch das Zitat „ § 49 Abs. 1 Satz 4 Buch-
stabe b" ersetzt. 

12. § 55a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Zahl „ 19" durch 
die Zahl „18", die Zahl „ 13" durch die Zahl 
„26" und die Zahl „zehn" durch die Zahl 
„vier" ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden hinter den Worten 
„entrichtet hat" das Komma durch einen 
Punkt ersetzt und 'der Satzteil „höchstens je-
doch die Beträge, die der Antragsteller als 
Beiträge tatsächlich aufzuwenden hat" gestri-
chen. 

c) In Absatz 4 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Sie kann die Zuschüsse nach Absatz 3 pau-
schalieren. " 

13. Nach § 62 wird eingefügt: 

„Siebter Unterabschnitt 

Förderung der Teilnahme an 
Deutsch-Sprachlehrgängen für Aussiedler, 
Asylberechtigte und Kontingentflüchtlinge 

§ 62 a 

(1) Die Bundesanstalt gewährt 

1. Aussiedlern im Sinne des -  § 1 Abs. 2 Nr. 3 und 
Abs. 3 des Bundesvertriebenengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. Sep-
tember 1971 (BGBl. I S. 1565, 1807), zuletzt 
geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
18. Februar 1986 (BGBl. I S. 265), 

2. Personen, die eine einmalige Überbrückungs-
hilfe der Bundesregierung nach den Richtli-
nien des Bundesministers des Innern vom 
29. November 1985 (GMBl. 1986 S. 8), zuletzt 
geändert durch die Richtlinien vom 17. De-
zember 1986 (GMBl. 1987 S. 20), erhalten ha-
ben, 

3. Ausländern, die als Asylberechtigte nach dem 
Asylverfahrensgesetz anerkannt sind und ih-
ren gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes haben, 

4. Ausländern, die im Rahmen humanitärer 
Hilfsaktionen der Bundesrepublik Deutsch-
land durch Erteilung einer Aufenthaltserlaub-
nis vor der Einreise in der Form des Sichtver-
merks oder durch Übernahmeerklärung nach 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

10a. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. Nach § 62 wird eingefügt: 

„ Siebter Unterabschnitt 

Förderung der Teilnahme an 
Deutsch-Sprachlehrgängen für Aussiedler, 
Asylberechtigte und Kontingentflüchtlinge 

§ 62 a 

unverändert 
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§ 22 des Ausländergesetzes vom 28. Ap ril 
1965 (BGBl. I S. 353), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 25. Juli 1978 
(BGBl. I S. 1108), im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes aufgenommen worden sind (Kontin-
gentflüchtlinge) 

Leistungen nach § 62b, wenn sie 

a) an einem Deutsch-Sprachlehrgang mit ganz-
tägigem Unterricht teilnehmen, 

b) im Herkunftsland eine Erwerbstätigkeit von 
mindestens zehn Wochen Dauer in den letzten 
zwölf Monaten vor der Ausreise ausgeübt ha-
ben, 

c) beabsichtigen, nach Abschluß des Deutsch-
Sprachlehrgangs eine nicht der Berufsausbil-
dung dienende Erwerbstätigkeit im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes aufzunehmen, 

d) die für die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 
erforderlichen Kenntnisse der deutschen 
Sprache nicht besitzen. 

(2) Leistungen nach § 62b werden auch ge-
währt, wenn wegen der besonderen Verhältnisse 
im Herkunftsland die Voraussetzungen nach Ab-
satz 1 nicht erfüllt werden konnten und die 
Nichtgewährung der Leistungen eine unbillige 
Härte darstellen würde. 

§ 62 b 

(1) Die Teilnehmer erhalten für längstens zehn 
Monate Unterhaltsgeld, und zwar 

a) Aussiedler (§ 62 a Abs. 1 Nr. 1) und Personen, 
die eine einmalige Überbrückungshilfe erhal-
ten haben (§ 62 a Abs. 1 Nr. 2) in Höhe von 63 
vom Hundert, 

b) Asylberechtigte (§ 62 a Abs. 1 Nr. 3) und Kon-
tingentflüchtlinge (§ 62 a Abs. 1 Nr. 4) in 
Höhe von 58 vom Hundert 

des um die gesetzlichen Abzüge, die bei Arbeit-
nehmern gewöhnlich anfallen, verminderten 
durchschnittlichen Arbeitsentgelts aller Bezieher 
von Arbeitslosengeld am 1. September des vor-
angegangenen Kalenderjahres; § 44 Abs. 4 bis 7 
gilt entsprechend. 

(2) Die durch die Teilnahme entstehenden not-
wendigen Kosten werden erstattet. 

§ 62 c 

(1) Die Bundesanstalt erstattet den Trägern 
von Deutsch-Sprachlehrgängen für Aussiedler, 
Empfänger einer einmaligen Überbrückungs-
hilfe, Asylberechtigte und Kontingentflücht-
linge, die keinen Anspruch auf Leistungen nach 
§§ 62a und 62b haben und auch keine Leistun-
gen nach den Richtlinien des Bundesministers 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit für 
die Vergabe von Beihilfen zur schulischen, beruf-
lichen und gesellschaftlichen Eingliederung jun-
ger Aussiedler, junger Zuwanderer aus der DDR 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 62 b 

unverändert 

§ 62 c 

(1) Die Bundesanstalt erstattet den Trägern 
von Deutsch-Sprachlehrgängén für Aussiedler, 
Empfänger einer einmaligen Überbrückungs-
hilfe, Asylberechtigte und Kontingentflücht-
linge, die keinen Anspruch auf Leistungen nach 
§§ 62 a und 62b haben und auch keine Leistun-
gen nach den Allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften des Bundesministers für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit über Beihilfen zur Einglie-
derung junger Aussiedler, junger Zuwanderer 
aus der DDR und Berlin (Ost) sowie junger 
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und Berlin (Ost) sowie junger Flüchtlinge — sog. 
Garantiefonds — Schul- und Berufsbildungsbe-
reich — (RL-GF-SB) vom ... (GMBl....) in An-
spruch nehmen können, die notwendigen Ko-
sten, die durch die Durchführung der Lehrgänge 
und die Abgabe von Lernmitteln an die Teilneh-
mer unmittelbar entstehen. 

(2) Die Bundesanstalt trägt die notwendigen 
Fahrkosten, die durch die Teilnahme an 
Deutsch-Sprachlehrgängen unmittelbar entste-
hen. 

§ 62 d 

Für die Leistungen nach .§.§  62 b und 62 c gelten 
§§ 33, 34 und 45 entsprechend. Die Bundesan-
stalt bestimmt durch Anordnung das Nähere 
über Voraussetzungen, A rt , Umfang und Durch-
führung der Förderung nach diesem Unterab-
schnitt." 

 

14. In § 64 Abs. 3 wird nach dem Wort „Arbeitsaus-
fall" das Wort „überwiegend" eingefügt. 

15. § 68 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 wird das Zitat „ § 112 Abs. 2 
Satz 2" durch das Zitat „ § 112 Abs. 3 Satz 2" 
ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird das Zitat „§ 112 Abs. 2 
Satz 3" durch das Zitat „§ 112 Abs. 1 Satz 2" 
ersetzt. 

c) Dem Absatz 4 wird folgender Satz 5 ange-
fügt: 

„Bei Arbeitnehmern mit einer geringeren wö-
chentlichen Arbeitszeit als dreiunddreißig 
Stunden ist das Kurzarbeitergeld für die Aus-
fallstunde durch Teilung des jeweiligen Lei-
stungssatzes nach § 111 Abs. 2 durch die wö-
chentliche Arbeitszeit des Arbeitnehmers zu 
errechnen; dieser Leistungssatz wird ermittelt 
durch Vervielfachung des Arbeitsentgelts 
(Absatz 1 und 2) mit der Zahl der vereinbarten 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitsstun-
den." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Flüchtlinge — sog. Garantiefonds — (AVV-GF) 
vom 17. Dezember 1981 (GMBl. 1982 S. 65) in 
Anspruch nehmen können, die notwendigen Ko-
sten, die durch die Durchführung der Lehrgänge 
und die Abgabe von Lernmitteln an die Teilneh-
mer unmittelbar entstehen. 

(2) unverändert 

§ 62 d 

unverändert 

13a. § 63 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Bis zum 31. Dezember 1989 wird bei au-
ßergewöhnlichen Verhältnissen auf dem Ar-
beitsmarkt Kurzarbeitergeld auch an Arbeit-
nehmer gewährt, die in Unternehmen mit Be-
trieben im Sinne des § 67 Abs. 2 Nr. 3 beschäf-
tigt und zur Vermeidung von anzeigepflichtigen 
Entlassungen im Sinne des § 17 Abs. 1 des Kün-
digungsschutzgesetzes in einer betriebsorgani-
satorisch eigenständigen Einheit zusammenge-
faßt sind, wenn der Arbeitsausfall auf einer 
schwerwiegenden strukturellen Verschlechte-
rung der Lage des Wirtschaftszweiges beruht; 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 und 
des Absatzes 3 brauchen nicht vorzuliegen." 

14. unverändert 

15. unverändert 
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16. § 72 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Absatz 1 Satz 1 und 2 gilt entsprechend mit 
der Maßgabe, daß der Antrag bei dem Ar-
beitsamt zu stellen ist, in dessen Bezirk die für 
den Betrieb zuständige Lohnstelle liegt." 

b) Absatz 5 Satz 2 wird gestrichen. 

17. § 79 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Er wird nur gewährt, wenn auf der Baustelle 
(§ 78 Abs. 2) in der Förderungszeit mindestens 
einhundert Arbeitsstunden geleistet worden 
sind." 

17a. § 81 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Für Anträge nach § 77 ist das Arbeitsamt zu-
ständig, in dessen Bezirk das Unternehmen sei-
nen Sitz hat; für Anerkennungsanträge nach § 78 
ist das Arbeitsamt zuständig, in dessen Bezirk die 
Baustelle liegt; für Leistungsanträge nach § 78 
und für Anträge nach § 80 ist das Arbeitsamt 
zuständig, in dessen Bezirk die für den Bet rieb 
zuständige Lohnstelle liegt." 

18. In § 84 Abs. 1 werden das Komma hinter der 
Nummer 2 durch einen Punkt ersetzt und die 
Nummer 3 gestrichen. 

19. § 88 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„ (1) Die Arbeitsausfälle (§ 84 Abs. 1) einer 
Kalenderwoche sind vom Arbeitgeber späte-
stens am dritten Arbeitstag der den Arbeits-
ausfällen folgenden Kalenderwoche dem Ar-
beitsamt, in dessen Bezirk die Baustelle liegt, 
schriftlich anzuzeigen; die Anzeige kann 
auch die Betriebsvertretung erstatten. Wird 
die Anzeige nach Satz 1 nicht oder verspätet 
erstattet, so kann Schlechtwettergeld für die 
Arbeitsausfälle der Kalenderwoche nicht ge-
währt werden. " 

b) Absatz 2 Satz 2 erster Halbsatz erhält fol-
gende Fassung: 

„Der Antrag ist vom Arbeitgeber unter Beifü-
gung der Stellungnahme der Betriebsvertre-
tung bis zum Ablauf einer Ausschlußfrist von 
drei Monaten nach dem Ende der Schlecht-
wetterzeit bei dem Arbeitsamt zu stellen, in 
dessen Bezirk die für den Bet rieb zuständige 
Lohnstelle liegt; ". 

20. § 89 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Sie kann ferner die Zuständigkeit des Arbeits-
amtes abweichend von § 88 Abs. 1 Satz 1 und 
Abs. 2 Satz 2 bestimmen. " 

21. In § 91 Abs. 2 Satz 4 werden nach dem Wort 
„Darlehen" die Worte „oder Zinszuschüsse" ein-
gefügt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

16. unverändert 

Nummer 17 entfällt 

17a. unverändert 

18. unverändert 

19. unverändert 

20. unverändert 

21. unverändert 
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22. In § 95 Abs. 3 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Darlehens, " die Worte „über die Gewährung 
und die Höhe von Zinszuschüssen, " eingefügt. 

23. § 96 erhält folgende Fassung: 

„§ 96 

(1) Die Bundesanstalt kann zur Sicherstellung 
der Restfinanzierung von Maßnahmen, die nach 
§§ 91 bis 95 gefördert werden, weitere Beträge 
für die Gewährung von Darlehen und Zuschüs-
sen bereitstellen (verstärkte Förderung). Aus die-
sen Mitteln sollen Zuschüsse vor allem für Arbei-
ten gewährt werden, durch die in angemesse-
nem Umfange Dauerarbeitsplätze geschaffen 
oder gesichert werden. Vorzugsweise sollen Ar-
beiten gefördert werden, die der Vorbereitung 
oder Ergänzung anderer wirtschaftsfördernder 
Maßnahmen, insbesondere der Anpassung an 

 wirtschaftliche Strukturveränderungen oder 
dem wirtschaftlichen Fortschritt dienen. 

(2) Darlehen und Zuschüsse nach Absatz 1 
dürfen nur bewilligt werden, wenn auch das 
Land, dem die Arbeit zugute kommt, Darlehen 
oder Zuschüsse in angemessener Höhe und zu 
nicht weniger günstigen Bedingungen gewährt. 
Der Präsident der Bundesanstalt kann auf Antrag 
des Landes die Landesmittel zuteilen und ver-
walten. 

(3) Die Bundesanstalt kann zur Durchführung 
der verstärkten Förderung durch Anordnung das 
Nähere über Voraussetzung, Art, Umfang und 
Überwachung der Förderung bestimmen." 

24. § 97 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„ (4) In Fällen, in denen es aus arbeitsmarkt-  
oder sozialpolitischen Gründen geboten ist, ins-
besondere bei älteren Arbeitslosen, die vor Be-
ginn des Arbeitsverhältnisses mindestens acht-
zehn Monate beim Arbeitsamt arbeitslos gemel-
det sind, kann der Zuschuß nach Absatz 2 bis zu 
siebzig vom Hundert des Arbeitsentgelts betra-
gen, von einer Verminderung des Zuschusses 
abgesehen werden und die Förderung bis zu acht 
Jahren dauern; bei einer Arbeitslosigkeit von 
mindestens vierundzwanzig Monaten kann der 
Zuschuß bis fünfundsiebzig vom Hundert betra-
gen. " 

25. In § 102 Abs. 1 und 2 werden die Worte „ 19 Stun-
den" jeweils durch die Worte „ 18 Stunden" er-
setzt. 

26. In § 103 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte 
„eine längere als kurzzeitige zumutbare Be-
schäftigung" durch die Worte „eine zumutbare, 
nach § 168 die Beitragspflicht begründende oder 
allein nach § 169 Nr. 2 beitragsfreie Beschäfti-
gung" ersetzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

22. unverändert 

23. unverändert 

24. unverändert 

25. unverändert 

26. unverändert 
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27. Nach § 103 wird folgender § 103 a eingefügt: 

„§ 103 a 

(1) Ist der Arbeitslose Schüler oder Student ei-
ner Schule, Hochschule oder sonstigen Ausbil-
dungsstätte, so wird vermutet, daß er nur Be-
schäftigungen ausüben kann, die nach § 169 
Nr. 5 oder nach § 169 Nr. 1 dieses Gesetzes in 
Verbindung mit § 172 Abs. 1 Nr. 5 der Reichsver-
sicherungsordnung beitragsfrei sind. 

(2)Die Vermutung nach Absatz 1 ist widerlegt, 
wenn der Arbeitslose darlegt und nachweist, daß 
der Ausbildungsgang eine die Beitragspflicht be-
gründende Beschäftigung bei ordnungsgemäßer 
Erfüllung der in den Ausbildungs- und Prüfungs-
bestimmungen vorgeschriebenen Anforderun-
gen zuläßt. " 

28. In § 105c Abs. 1 wird folgender Satz 2 einge-
fügt: 

„Der Anspruch nach Satz 1 wird nicht dadurch 
ausgeschlossen, daß der Arbeitslose nur Beschäf-
tigungen ausüben kann, die nach § 169 Nr. 1 die-
ses Gesetzes in Verbindung mit § 172 Abs. 1 
Nr. 5 der Reichsversicherungsordnung beitrags-
frei sind. " 

29. § 112 wird wie folgt geändert: 

a) Absätze 1 bis 3 werden wie folgt gefaßt: 

„ (1) Arbeitsentgelt im Sinne des § 111 
Abs. 1 ist das Arbeitsentgelt, das der Arbeits-
lose im Bemessungszeitraum durchschnittlich 
in der Woche erzielt hat. Mehrarbeitszu-
schläge, Arbeitsentgelte, die der Arbeitslose 
wegen der Beendigung des Arbeitsverhältnis-
ses erhält, sowie einmalige und wiederkeh-
rende Zuwendungen bleiben außer Betracht; 
dies gilt auch für Zuwendungen, die anteilig 
gezahlt werden, wenn das Arbeitsverhältnis 
vor dem Fälligkeitstermin endet. 

(2) Der Bemessungszeitraum umfaßt die 
beim Ausscheiden des Arbeitnehmers abge-
rechneten Lohnabrechnungszeiträume der 
letzten drei Monate der die Beitragspflicht be-
gründenden Beschäftigungen vor der Entste-
hung des Anspruchs, in denen der Arbeitslose 
Arbeitsentgelt erzielt hat. Enthalten die Lohn-
abrechnungszeiträume weniger als 60 Tage 
mit Anspruch auf Arbeitsentgelt, so verlän-
gert sich der Bemessungszeitraum um weitere 
Lohnabrechnungszeiträume, bis 60 Tage mit 
Anspruch auf Arbeitsentgelt erreicht sind. Ist 
das Arbeitsentgelt innerhalb des letzten Jah-
res vor dem Ausscheiden des Arbeitnehmers 
aus dem Beschäftigungsverhältnis außerge-
wöhnlich gestiegen und wirkt sich diese Stei-
gerung auf das Arbeitsentgelt im Bemes-
sungszeitraum aus, so treten an die Stelle der 
in Satz 1 genannten drei Monate zwölf Mo-
nate und an die Stelle der in Satz 2 genannten 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

27. unverändert 

28. unverändert 

29. § 112 wird wie folgt geändert: 

a) Absätze 1 bis 3 werden wie folgt gefaßt: 

„(1) unverändert 

(2) Der Bemessungszeitraum umfaßt die 
beim Ausscheiden des Arbeitnehmers abge-
rechneten Lohnabrechnungszeiträume der 
letzten drei Monate der die Beitragspflicht be-
gründenden Beschäftigungen vor der Entste-
hung des Anspruchs, in denen der Arbeitslose 
Arbeitsentgelt erzielt hat. Enthalten die Lohn-
abrechnungszeiträume weniger als 60 Tage 
mit Anspruch auf Arbeitsentgelt, so verlän-
gert sich der Bemessungszeitraum um weitere 
Lohnabrechnungszeiträume, bis 60 Tage mit 
Anspruch auf Arbeitsentgelt erreicht sind. Ist 
das Arbeitsentgelt im letzten Jahr vor dem 
Ende des Bemessungszeitraums außerge-
wöhnlich gestiegen, so treten an die Stelle der 
in Satz 1 genannten drei Monate zwölf Mo-
nate und an die Stelle der in Satz 2 genannten 
60 Tage 240 Tage. Eine außergewöhnliche 
Steigerung des Arbeitsentgelts liegt vor, 
wenn das Arbeitsentgelt über die betriebsüb- 
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60 Tage 240 Tage. Außergewöhnlich sind 
Steigerungen des Arbeitsentgelts, 

1. durch die das Arbeitsentgelt von Arbeit-
nehmern mit vergleichbaren Beschäftigun-
gen unverhältnismäßig überschritten 
wird, 

2. die nicht den beruflichen Kenntnissen oder 
Fähigkeiten des Arbeitslosen entsprechen, 
oder 

3. die auf einer nicht durch den Wegfall bis-
heriger Hinderungsgründe. bedingten Er-
höhung der wöchentlichen Arbeitszeit be-
ruhen. 

Die Sätze 1 bis 4 gelten für Zeiten, die Zeiten 
einer die Beitragspflicht begründenden Be- 
schäftigung gleichstehen, entsprechend. 

(3) Für die Berechnung des in der Woche 
durchschnittlich erzielten Arbeitsentgelts 
wird das im Bemessungszeitraum durch-
schnittlich in der Arbeitsstunde erzielte Ar-
beitsentgelt mit der Zahl der Arbeitsstunden -
vervielfacht, die sich als Durchschnitt der ta-
riflichen regelmäßigen wöchentlichen Ar-
beitszeit der Beschäftigungsverhältnisse im 
Bemessungszeitraum ergibt. Arbeitsentgelt, 
das nach Monaten bemessen ist, gilt als in der 
Zahl von Arbeitsstunden erzielt, die sich er-
gibt, wenn die Zahl der vereinbarten regelmä-
ßigen wöchentlichen Arbeitsstunden mit 30 
vervielfacht und durch 7 geteilt  wird."  

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) Folgende Nummer 6 wird eingefügt: 

„6. für die Zeit einer Beschäftigung als 
Helfer im Sinne des Gesetzes zur För-
derung eines freiwilligen sozialen 
Jahres, dessen Beiträge nach § 175 
Abs. 1 Nr. 2 a berechnet worden sind, 
das Arbeitsentgelt nach Absatz 1 der 
letzten die Beitragspflicht begrün-
denden Beschäftigung vor Beginn 
des freiwilligen sozialen Jahres,". 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

liche Anpassung der Arbeitsentgelte an die 
wirtschaftliche Entwicklung hinaus gestie-
gen und das durchschnittlich in der Woche 
erzielte Arbeitsentgelt im Bemessungszeit-
raum nach Satz 1 um mehr als ein Drittel hö-
her ist als das im Zeitraum nach Satz 3. Zeiten 
einer Beschäftigung zur Berufsausbildung 
bleiben insoweit außer Betracht. 

(3) Für die Berechnung des in der Woche 
durchschnittlich erzielten Arbeitsentgelts 
wird das im Bemessungszeitraum durch-
schnittlich in der Arbeitsstunde erzielte Ar-
beitsentgelt mit der Zahl der Arbeitsstunden 
vervielfacht, die sich als Durchschnitt der ta-
riflichen regelmäßigen wöchentlichen Ar-
beitszeit der Beschäftigungsverhältnisse im 
Bemessungszeitraum ergibt. Arbeitsentgelt, 
das nach Monaten bemessen ist, gilt als in der 
Zahl von Arbeitsstunden erzielt, die sich er-
gibt, wenn die Zahl der vereinbarten regelmä-
ßigen wöchentlichen Arbeitsstunden mit drei-
zehn vervielfacht und durch drei geteilt 
wird. " 

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 
aa) Nummer 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. für die Zeit einer Beschäftigung bei 
dem Ehegatten oder einem Ver-
wandten gerader Linie höchstens das 
Arbeitsentgelt, das familienfremde 
Arbeitnehmer bei gleichartiger Be-
schäftigung gewöhnlich erhalten,". 

bb) Folgende Nummer 6 wird eingefügt: 
„6. unverändert 

cc) In Nummer 8 werden die Worte „das Ar-
beitsentgelt, nach dem das Unterhalts-
geld zuletzt bemessen worden ist" durch 
die Worte „das Arbeitsentgelt, nach dem 
bei Teilnahme an  einer Maßnahme mit 
ganztägigem Unterricht das Unterhalts-
geld zuletzt bemessen worden ist" er-
setzt. 
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bb) Nummer 9 wird wie folgt gefaßt: 

„9. für die Zeit, in der der Arbeitslose als 
Wehr- oder Zivildienstleistender 
nach § 168 Abs. 2 beitragspflichtig 
war, das Arbeitsentgelt nach Absatz 1 
der letzten die Beitragspflicht be-
gründenden Beschäftigung als Arbei-
ter oder Angestellter vor Beginn des 
Dienstes,". 

c) In Absatz 9 wird die Zahl „5" durch die Zahl 
„10" ersetzt. 

29a. In § 115 Abs. 1 Satz 3 werden die Worte „§ 112 
Abs. 2 Satz 3" durch die Worte „ § 112 Abs. 1 
Satz 2" ersetzt. 

29b. In § 117 Abs. 3 Satz 4 werden die Worte „Lohn-
abrechnungszeiträume, die insgesamt minde-
stens zwanzig Tage mit Anspruch auf Arbeitsent-
gelt umfassen" durch die Worte „Lohnabrech-
nungszeiträume der letzten drei Monate; § 112 
Abs. 2 Satz 2 gilt." ersetzt. 

30. § 118a wird aufgehoben. 

31. § 120 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „innerhalb von 
zwei Wochen nach einem Meldeversäumnis 
nach Absatz 1" durch die Worte „innerhalb 
einer Säumniszeit nach Absatz 1 von zwei 
Wochen" ersetzt. 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Würde die Dauer einer Säumniszeit von 
zwei Wochen nach Absatz 1 oder die Verlän-
gerung dieser Säumniszeit nach Absatz 2 
nach den für den Eintritt oder für die Verlän-
gerung der Säumniszeit maßgebenden Tatsa-
chen für den Arbeitslosen eine besondere 
Härte bedeuten, so umfaßt die Säumniszeit im 
Falle des Absatzes 1 eine Woche, im Falle des 
Absatzes 2 längstens vier Wochen. " 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

dd) Nummer 9 wird wie folgt gefaßt: 
„9. für die Zeit, in der der Arbeitslose als 

Wehr- oder Zivildienstleistender 
nach § 168 Abs. 2 beitragspflichtig 
war, das Arbeitsentgelt nach Absatz 1 
der letzten die Beitragspflicht be-
gründenden Beschäftigung als Arbei-
ter oder Angestellter vor Beginn des 
Dienstes. Hat der Arbeitslose kein 
Arbeitsentgelt im Sinne des Satzes 1 
erzielt, so ist das Arbeitsentgelt nach 
Absatz 7 zugrunde zu legen,". 

c) Folgender Absatz 9 wird eingefügt: 

„(9) War der Arbeitslose im Bemessungs-
zeitraum zur Berufsausbildung beschäftigt 
und hat er die Abschlußprüfung bestanden, 
so ist für die Zeit nach Ablauf eines Jahres 
nach Beendigung der Beschäftigung zur Be-
rufsausbildung abweichend von Absatz 5 
Nr. 2 mindestens von einem Arbeitsentgelt in 
Höhe von 75 vom Hundert des Arbeitsent-
gelts nach Absatz 7 auszugehen." 

d) Absatz 9 wird Absatz 10 und wie folgt geän-
dert: 

Die Zahl „5" wird durch die Zahl „10" er-
setzt. 

e) Absatz 10 wird Absatz 11. 

29a. unverändert 

29b. unverändert 

30. unverändert 

31. unverändert 
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32. § 128 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 Nr. 6 erhält folgende Fas-
sung: 
„6. wegen grundlegender Änderungen des 

Betriebs, in dem der Arbeitslose zuletzt 
beschäftigt war, dem Bet rieb, dem Ar-
beitslosen oder einem anderen Arbeit-
nehmer des Bet riebes öffentliche Anpas-
sungshilfen gewährt werden, " . 

b) Nach Absatz 1 Satz 3 wird folgender Satz 4 
angefügt: 

„Die Erstattungspflicht entfällt für den Ar-
beitslosen, der seinen Arbeitsplatz für einen 
bei dem gleichen Arbeitgeber beschäftigten 
Arbeitnehmer freigemacht hat, für den im 
Falle seines Ausscheidens der Befreiungstat-
bestand des Satzes 2 Nr. 6 vorgelegen 
hätte." 

c) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Auf Antrag des Arbeitgebers entschei-
det das Arbeitsamt im voraus, daß die Erstat-
tungspflicht für die Beendigung von Arbeits-
verhältnissen nicht eintritt, die innerhalb von 
24 Monaten nach der Antragstellung erfolgt, 
wenn der Arbeitgeber nachweist, daß die Vor-
aussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 3, 4, 5 
oder 6 im Zeitpunkt der Antragstellung vorlie-
gen."  

33. § 132a Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Im dritten Teilsatz werden die Worte „ob 
in dem Betrieb Arbeitnehmer" durch die 
Worte „ob für den Bet rieb Arbeitnehmer 
und Selbständige" ersetzt. 

bb) Der Punkt wird durch ein Komma ersetzt 
und folgender Halbsatz angefügt: 

„und ob die Angaben nach § 133 Abs. 1 
Satz 2 zutreffend bescheinigt sind. " 

b) Folgender Satz 4 wird eingefügt: 

„Für die Prüfung der Angaben nach § 133 
Abs. 1 Satz 2 gilt § 98 Abs. 1 Satz 3 des Zehn-
ten Buches Sozialgesetzbuch entsprechend." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

32. unverändert 

33. unverändert 

33a. § 136 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 werden die Worte 
„§ 112 Abs. 2 bis 7 und 9" ersetzt durch die 
Worte „§ 112 Abs. 1 bis 7 und 9 bis 10". 

b) Absatz 2 a wird wie folgt gefaßt: 

„(2 a) Ist das Arbeitsentgelt nach Absatz 2 
Satz 1 Nr. 1 unter Berücksichtigung des § 112 
Abs. 5 Nr. 2, 7 oder 9 festgestellt worden und 
hat der Arbeitslose nach der Entstehung des 
Anspruchs auf Arbeitslosengeld die Voraus-
setzungen des § 134 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b 
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34. In § 141k wird folgender Absatz 2 a eingefügt: 

„(2a) Ist die Übertragung oder Verpfändung 
zur Vorfinanzierung des Arbeitsentgelts erfolgt 
und war im Zeitpunkt der Übertragung oder Ver-
pfändung ein Antrag auf Eröffnung des Konkurs-
verfahrens nicht gestellt, so besteht kein An-
spruch auf Konkursausfallgeld. Ergeht eine Ent-
scheidung über die Eröffnung des Anschlußkon-
kurses, so ist dieser Zeitpunkt maßgebend." 

35. In § 152 Abs. 1 wird der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz an-
gefügt: 

„er kann ganz oder teilweise auch für die Ver-
gangenheit zurückgenommen werden." 

36. In § 227 Abs. 1 Nr. 2 und § 228 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
werden jeweils nach den Worten „§ 23 Abs. 1 
Satz 1" die Worte „oder Abs. 3 Satz 1" einge-
fügt. 

37. § 231 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Handelt es sich in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 4 bei der Änderung in den Verhältnissen um 
die Aufnahme einer Beschäftigung gegen Ver-
gütung, so kann die Ordnungswidrigkeit mit ei-
ner Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche Mark 
geahndet werden. " 

38. § 242d wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige § 242 d wird § 242 d Abs. 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) § 119a ist für Ansprüche auf Arbeitslo-
sengeld nicht anzuwenden, wenn der Arbeits-
lose innerhalb der Rahmenfrist mindestens 
360 Kalendertage vor dem 1. Januar 1985 in 
einer die Beitragspflicht begründenden Be-
schäftigung gestanden oder Zeiten zurückge-
legt hat, die zur Erfüllung der Anwartschafts-
zeit dienen können, und die Entscheidung 
über den Eintritt der Sperrzeit am ... (Tag des 
Kabinettbeschlusses) 1987 noch nicht unan- 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

oder Abs. 2 erfüllt, so richtet sich die Arbeits-
losenhilfe für die Zeit nach Ablauf eines Jah-
res nach Beendigung der Beschäftigung zur 
Berufsausbildung nach dem Arbeitsentgelt 
im Sinne des § 112 Abs. 7. Ist das Arbeitsent

-

gelt nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 unter Berück-
sichtigung einer Beschäftigung zur Berufs-
ausbildung festgestellt worden, so richtet 
sich die Arbeitslosenhilfe bis zum Ablauf ei-
nes Jahres nach Beendigung der Beschäfti-
gung zur Berufsausbildung auch dann nach 
diesem festgestellten Arbeitsentgelt, wenn 
der Arbeitslose erneut die Voraussetzungen 
des § 134 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b oder 
Abs. 2 erfüllt hat." 

34. In § 141k wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„ (2 a) Soweit die Ansprüche auf Arbeitsentgelt 
vor Eröffnung des Konkursverfahrens zu ihrer 
Vorfinanzierung übertragen oder verpfändet 
worden sind, besteht ein Anspruch auf Konkurs-
ausfallgeld nur, wenn im Zeitpunkt der Übertra-
gung oder Verpfändung der neue Gläubiger 
oder Pfandgläubiger nicht zugleich Gläubiger 
des Arbeitgebers oder an dessen Unternehmen 
beteiligt war. Dasselbe gilt, wenn Satz 1 durch 
andere Gestaltungen umgangen wird." 

35. unverändert 

36. unverändert 

37. § 231 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Handelt es sich in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 4 bei der Änderung in den Verhältnissen um 
die Aufnahme einer Beschäftigung oder selb-
ständigen Tätigkeit gegen Vergütung, so kann 
die Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße bis 
zu fünftausend Deutsche Mark geahndet wer-
den. " 

38. unverändert 
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fechtbar war oder gegen die am 31. Dezember 
1987 ein Verfahren beim Bundesverfassungs-
gericht anhängig ist. " 

39. In § 242e Nr. 3 werden in dem Zitat „ohne Auf-
trag der Bundesanstalt nach § 29 Abs. 4 in Ver-
bindung mit § 23 Abs. 1 Satz 1" die Worte „oder 
Abs. 3 Satz 1" angefügt. 

40. Nach § 242g wird folgender § 242h eingefügt: 

„§ 242h 

(1)Auszubildende, die vor dem 1. Januar 1988 
in Maßnahmen eingetreten sind, für die sie einen 
Anspruch auf Leistungen nach dem Bildungsbei-
hilfengesetz (Artikel 3 des Beschäftigungsförde-
rungsgesetzes vom 3. Juni 1982, BGBl. I S. 641), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2484), hatten, 
oder denen Leistungen nach dem Bildungsbei-
hilfengesetz bereits bewi lligt wurden, werden 
nach den §§ 40 bis 40b weitergefördert. 

(2) Maßnahmen, die vor dem 1. Januar 1988 
nach den Richtlinien des Bundesministers für Bil-
dung und Wissenschaft für die Förderung der 
Berufsausbildung von benachteiligten Jugendli-
chen vom 12. Mai 1980 (BAnz. Nr. 142 vom 
5. August 1980) in der Fassung vom 10. Dezem-
ber 1986 (Dienstblatt-Runderlaß der Bundesan-
stalt für Arbeit 190/86 vom 19. Dezember 1986) 
bewilligt wurden, werden nach § 40c weiterge

-

fördert, solange eine Förderung der Ausbildung, 
die nach diesen Richtlinien ermöglicht wurde, 
erforderlich bleibt. 

(3) Die Bundesanstalt kann durch Anordnung 
bestimmen, daß für Ausbildungsplatzbewerber 
für die Ausbildungsjahre 1987/88 und 1988/89 
Ausbildungsmaßnahmen in überbetrieblichen 
Einrichtungen nach § 40 c Abs. 2 Nr. 2 und 3 
auch dann gefördert werden können, wenn da-
durch in Regionen mit überdurchschnittlichem 
Ausbildungsplatzdefizit die Ausbildung von ar-
beitslosen oder von Arbeitslosigkeit bedrohten 
Berufsanwärtern ermöglicht wird, die bei ihr als 
Ausbildungsplatzbewerber gemeldet und bisher 
weder in eine Berufsausbildung in einem Bet rieb 
oder einer überbetrieblichen Einrichtung noch in 
eine schulische Bildungsmaßnahme eingemün-
det sind und nicht zu den in § 40c Abs. 1 Satz 1 
genannten Personen gehören. Absolventen be-
rufsvorbereitender Bildungsmaßnahmen sollen 
vorrangig berücksichtigt werden. Mädchen sind 
vorrangig zu fördern. Die Maßnahmen werden in 
der Reihenfolge der Höhe des Ausbildungsplatz-
defizits in den Arbeitsamtsbezirken bewilligt. 

(4) Für Bezieher von Arbeitslosengeld, deren 
Anspruch vor dem 1. Januar 1988 entstanden ist 
und die im Monat vor dem 1. Januar 1988 eine 
Beschäftigung oder Tätigkeit im Sinne der 
§§ 101 und 102 mit einer wöchentlichen Arbeits-
zeit von 18 bis unter 19 Stunden ausgeübt haben, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

39. unverändert 

40. Nach § 242g wird folgender § 242h eingefügt: 

„§ 242h 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 
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ist § 101 Abs. 1 in Verbindung mit § 102 in der bis 
zum 31. Dezember 1987 geltenden Fassung an-
zuwenden, solange der Leistungsbezieher diese 
Beschäftigung oder Tätigkeit ohne Unterbre-
chung fortsetzt, längstens jedoch bis zum 
31. März 1988. Satz 1 gilt für die Arbeitslosen-
hilfe entsprechend. 

(5) § 103 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 in der bis zum 
31. Dezember 1987 geltenden Fassung ist für An-
sprüche auf Arbeitslosengeld weiterhin anzu-
wenden, wenn der Anspruch vor dem 1. Januar 
1988 entstanden ist oder wenn der Arbeitslose 
innerhalb der Rahmenfrist mindestens 360 Ka-
lendertage vor dem 1. Januar 1988 in einer die 
Beitragspflicht begründenden Beschäftigung ge-
standen oder Zeiten zurückgelegt hat, die zur 
Erfüllung der Anwartschaftszeit dienen kön-
nen. 

(6) § 103 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und § 103a in der 
vom 1. Januar 1988 an geltenden Fassung sind 
für Zeiten vor dem 1. Januar 1988, für die der 
Arbeitslose Anspruch auf Arbeitslosenhilfe er-
hebt, anzuwenden, wenn die Entscheidung über 
diesen Anspruch am 31. Dezember 1987 noch 
nicht unanfechtbar war oder gegen die am 
31. Dezember 1987 ein Verfahren beim Bundes-
verfassungsgericht anhängig ist. 

(7) § 112 Abs. 2, 3 und 5 in der bis zum 31. De-
zember 1987 geltenden Fassung ist für Ansprü-
che, die vor dem 1. Januar 1988 entstanden sind, 
weiterhin anzuwenden. 

(8) § 112 Abs. 9 in der bis zum 31. Dezember 
1987 geltenden Fassung ist für Ansprüche auf 
Arbeitslosengeld, die vor dem 1. Januar 1988 
entstanden sind, weiterhin anzuwenden; vom 
Tage einer Änderung des für die Bemessung des 
Arbeitslosengeldes maßgebenden Arbeitsent-
gelts ist diese Vorschrift in der vom 1. Januar 
1988 geltenden Fassung maßgebend. Satz 1 gilt 
für das Unterhaltsgeld und die Arbeitslosenhilfe 
entsprechend. 

(8a) § 117 Abs. 3 Satz 4 in der bis zum 31. De-
zember 1987 geltenden Fassung ist für Ansprü-
che, die vor dem 1. Januar 1988 entstanden sind, 
weiterhin anzuwenden. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(5) unverändert 

(6) § 134 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit § 103 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ist bis zum 31. März 1988 in 
der bis zum 31. Dezember 1987 geltenden Fas-
sung anzuwenden, wenn die Voraussetzungen 
des Anspruchs auf Arbeitslosenhilfe im Dezem-
ber 1987 erfüllt waren. 

(7) § 112 Abs. 2, 3 und 5 in der bis zum 31. De-
zember 1987 geltenden Fassung ist mit Aus-
nahme des Absatzes S Nr. 3 für Ansprüche, die 
vor dem 1. Januar 1988 entstanden sind, weiter-
hin anzuwenden. 

(7 a) § 112 Abs. 5 Nr. 3 in der vom 1. Januar 
1988 an geltenden Fassung ist auch für Zeiten 
mit Anspruch auf Arbeitslosengeld vor dem 
1. Januar 1988 anzuwenden, wenn die Entschei-
dung über den Anspruch auf Arbeitslosengeld 
am 31. Dezember 1987 noch nicht unanfechtbar 
war oder wenn gegen die Entscheidung an die-
sem Tage ein Verfahren beim Bundesverfas-
sungsgericht anhängig ist. Für Ansprüche auf 
Unterhaltsgeld oder Arbeitslosenhilfe gilt 
Satz 1 entsprechend. 

(8) unverändert 

(8a) unverändert 
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(9) § 118a ist für Zeiten vor dem 1. Januar 
1988, für die der Arbeitslose Anspruch auf Ar-
beitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe erhebt, 
nicht mehr anzuwenden, soweit diese Vorschrift 
für Schüler das Ruhen des Anspruchs auf Ar-
beitslosengeld anordnet und die Entscheidung 
über diesen Anspruch am 12. Februar 1987 noch 
nicht unanfechtbar war oder gegen die am 
31. Dezember 1987 ein Verfahren beim Bundes-
verfassungsgericht anhängig ist oder die Ent-
scheidung nach dem 12. Februar 1987 getroffen 
worden ist. 

(10) unverändert 

(10a) § 136 Abs. 2 a in der bis zum 31. Dezem-
ber 1987 geltenden Fassung ist für Ansprüche 
auf Arbeitslosenhilfe weiterhin anzuwenden, 
wenn der Anspruch vor dem 1. Januar 1988 ent-
standen und das Jahr nach Beendigung der Be-
schäftigung zur Berufsausbildung im Sinne des 
§ 112 Abs. 9 in der vom 1. Januar 1988 an gel-
tenden Fassung noch nicht abgelaufen ist. 

(11) unverändert 

Artikel 2 

unverändert 

Entwurf 

(9) § 118a ist für Zeiten vor dem 1. Januar 
1988, für die der Arbeitslose Anspruch auf Ar-
beitslosengeld erhebt, nicht mehr anzuwenden, 
soweit diese Vorschrift für Schüler das Ruhen des 
Anspruchs auf Arbeitslosengeld anordnet und 
die Entscheidung über diesen Anspruch am 
12. Februar 1987 noch nicht unanfechtbar war 
oder gegen die am 31. Dezember 1987 ein Ver-
fahren beim Bundesverfassungsgericht anhän-
gig ist oder die Entscheidung nach dem 12. Fe-
bruar 1987 getroffen worden ist. 

(10) § 120 in der vom 1. Januar 1988 an gelten-
den Fassung gilt auch für Meldeversäumnisse 
vor dem 1. Januar 1988, wenn die Entscheidung 
über den Eintritt einer Säumniszeit am 28. Ap ril 
1987 noch nicht unanfechtbar war oder gegen 
die am 31. Dezember 1987 ein Verfahren beim 
Bundesverfassungsgericht anhängig ist. 

(11) § 141k Abs. 2a gilt nicht für eine Übertra-
gung oder Verpfändung, die vor dem 1. Januar 
1988 erfolgt ist." 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes zur Konsolidierung 
der Arbeitsförderung 

Artikel 1 § 2 Nr. 13 Satz 1 des Arbeitsförderungs-
Konsolidierungsgesetzes vom 22. Dezember 1981 
(BGBl. I S. 1497), das durch Artikel 7 des Gesetzes 
vom 19. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2586) geändert 
worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„§ 119 in der bis zum 31. Dezember 1981 geltenden 
Fassung ist für Ansprüche auf Arbeitslosengeld wei-
terhin anzuwenden, wenn der Arbeitslose innerhalb 
der Rahmenfrist mindestens 180 Kalendertage vor 
dem 1. Januar 1982 in einer die Beitragspflicht be-
gründenden Beschäftigung gestanden oder Zeiten zu-
rückgelegt hat, die zur Erfüllung der Anwartschafts-
zeit dienen können, und die Entscheidung über den 
Eintritt der Sperrzeit am ... (Tag des Kabinettbe-
schlusses) noch nicht unanfechtbar war oder gegen 
die am 31. Dezember 1987 ein Verfahren beim Bun-
desverfassungsgericht anhängig ist." 
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Artikel 3 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. Februar 1987 (BGBl. I 
S. 657), geändert durch das Gesetz vom 14. Juli 1987 
(BGBl. I S. 1629), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 
a) Am Ende der Nummer 2 werden der Strich-

punkt durch einen Beistrich ersetzt und fol-
gende Worte angefügt: „sowie Leistungen nach 
§ 55 a des Arbeitsförderungsgesetzes;". 

b) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2 a 
eingefügt: 
„2 a. die Arbeitslosenbeihilfe und die Arbeits

-

losenhilfe nach dem Soldatenversor-
gungsgesetz;". 

2. § 32 b Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. a) nach dem Arbeitsförderungsgesetz Arbeits-
losengeld, Kurzarbeitergeld, Schlechtwet-
tergeld, Arbeitslosenhilfe, Überbrückungs-
geld, 

b) nach dem Soldatenversorgungsgesetz Ar-
beitslosenbeihilfe, Arbeitslosenhilfe 

oder". 

3. In § 46 Abs. 2 Nr. 2 c wird Buchstabe b wie folgt 
gefaßt: 
„b) einer für den Veranlagungszeitraum oder für 

einen Teil des Veranlagungszeitraums nach 
der Steuerklasse III besteuert worden ist und 
der andere Ehegatte 
aa) nach dem Arbeitsförderungsgesetz Ar-

beitslosengeld, Arbeitslosenhilfe oder 
Überbrückungsgeld oder 

bb) nach dem Soldatenversorgungsgesetz Ar-
beitslosenbeihilfe oder Arbeitslosenhilfe 

bezogen hat;". 

4. In § 52 wird nach Absatz 1 folgender Absatz 1 a 
eingefügt: 

„(1 a) § 3 Nr. 2, § 32h Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a 
sowie § 46 Abs. 2 Nr. 2 c Buchstabe b Doppelbuch-
stabe aa sind erstmals für den Veranlagungszeit-
raum 1986 anzuwenden, § 3 Nr. 2 a, § 32 b Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe b sowie § 46 Abs. 2 Nr. 2 c Buch-
stabe b Doppelbuchstabe bb sind erstmals für den 
Veranlagungszeitraum 1987 anzuwenden." 

Artikel 4 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

(1) In § 86 a Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 2 des Sol-
datenversorgungsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 5. März 1987 (BGBl. I S. 842), zu-
letzt geändert durch . . ., werden jeweils die Worte 
„ , des Einkommensteuergesetzes" gestrichen und je-
weils hinter den Worten „und sonstiger Gesetze" die 

 



Drucksache 11/1160 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

Entwurf 	 Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Worte „mit Ausnahme des Einkommensteuergeset-
zes" eingefügt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht im Land Berlin. 

Artikel 5 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

§ 1395 b Reichsversicherungsordnung, zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz vom 20. Dezember 1985 
(BGBl. I S. 2484), wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 2 Nr. 3 werden nach dem Zitat „§ 128 
Abs. 1 Satz 3" die Worte „oder in § 128 Abs. 1 
Satz 4" eingefügt. 

2. In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Zitat „§ 128 
Abs. 1 Satz 3" die Worte „oder des § 128 Abs. 1 
Satz 4" eingefügt. 

Artikel 6 

Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

§ 117 b Angestelltenversicherungsgesetz, zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 20. Dezember 1985 
(BGBl. I S. 2484), wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 2 Nr. 3 werden nach dem Zitat „§ 128 
Abs. 1 Satz 3" die Worte „oder in § 128 Abs. 1 
Satz 4" eingefügt. 

2. In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Zitat „§ 128 
Abs. 1 Satz 3" die Worte „oder des § 128 Abs. 1 
Satz 4" eingefügt. 

Artikel 7 

Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 

§ 140 b Reichsknappschaftsgesetz, zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 20. Dezember 1985 (BGBl. I 
S. 2484), wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 2 Nr. 3 werden nach dem Zitat „§ 128 
Abs. 1 Satz 3" die Worte „oder in § 128 Abs. 1 
Satz 4" eingefügt. 

2. In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Zitat „§ 128 
Abs. 1 Satz 3" die Worte „oder des § 128 Abs. 1 
Satz 4" eingefügt. 

Artikel 8 

Änderung des Gesetzes zur Förderung von Vorruhe

-

standsleistungen (Vorruhestandsgesetz — VRG —) 

In § 3 Abs. 2 Satz 2 des Vorruhestandsgesetzes vom 
13. April 1984 (BGBl. I S. 601) werden nach den Wor-
ten „des Arbeitsförderungsgesetzes" die Worte „in 
der vor dem 1. Januar 1988 geltenden Fassung" ein-
gefügt. 
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Artikel 3 

Aufhebung von Vorschriften 

(1) Das Bildungsbeihilfengesetz (Artikel 3 des Be-
schäftigungsförderungsgesetzes vom 3. Juni 1982, 
BGBl. I S. 641), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2484), 
wird aufgehoben. 

(2) Die Verordnung über die Beauftragung der Bun-
desanstalt für Arbeit mit der Förderung der Berufsaus-
bildung von benachteiligten Jugendlichen aus Bun-
desmitteln vom 30. März 1984 (BGBl. I S. 498) wird 
aufgehoben. 

(3) Die Sprachförderungsverordnung vom 27. Juli 
1976 (BGBl. I S. 1949), zuletzt geändert durch die Ver-
ordnung vom 3. August 1983 (BGBl. I S. 1066), wird 
aufgehoben. 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 9 

Änderung des Schwerbehindertengesetzes 

In § 9 Abs. 2 des Schwerbehindertengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. August 1986 
(BGBl. I S. 1421, 1550) werden die Worte ,,19 Stun-
den" jeweils durch die Worte „18 Stunden" ersetzt. 

Artikel 10 

Änderung des Bundeserziehungsgeldgesetzes 

Das Bundeserziehungsgeldgesetz, geändert durch 
Artikel 8 des Gesetzes vom 19. Dezember 1986 
(BGBl. I S. 2586), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 3 Nr. 1 werden die Worte „und für das 
die zur Annahme erforderliche Einwilligung der 
Eltern erteilt ist" gestrichen. 

2. In § 2 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Für Nummer 1 ist § 102 des Arbeitsförderungs-
gesetzes in der vor dem 1. Januar 1988 geltenden 
Fassung maßgebend, wenn das Kind vor dem 
1. Januar 1989 geboren wird." 

Artikel 11 

Aufhebung von Vorschriften 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

Artikel 12 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
auch im Land Berlin. 



Drucksache 11/1160 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

Entwurf 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1988 in Kraft. 

(2) Es treten in Kraft: Artikel 1 Nr. 38 mit Wirkung 
vom 1. Januar 1985 und Artikel 2 mit Wirkung vom 
1. Januar 1982. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 13 

Inkrafttreten 

(1) unverändert 

(2) Artikel 1 Nr. 40 hinsichtlich § 242h Abs. 3 des 
Arbeitsförderungsgesetzes tritt am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 

(3) Es treten in Kraft: Artikel 1 Nr. 38 mit Wirkung 
vom 1. Januar 1985 und Artikel 2 mit Wirkung vom 
1. Januar 1982. 






